
— 1 —

B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
16. Wahlperiode

Drucksache 16 /1370
(zu Drs. 16/176)

10. 04. 07

Mitteilung des Senats vom 10. April 2007

Konzeption zur Integration von Zuwanderern und Zuwanderinnen im Lande Bremen
2003 bis 2007; Abschlussbericht

Der Senat überreicht der Bürgerschaft (Landtag) den Abschlussbericht zur „Konzep-
tion zur Integration von Zuwanderern und Zuwanderinnen im Lande Bremen 2003 bis
2007“ mit der Bitte um Kenntnisnahme.

Die Bürgerschaft (Landtag) hatte die „Konzeption zur Integration von Zuwanderern
und Zuwanderinnen im Lande Bremen 2003 bis 2007“ als Mitteilung des Senats vom
9. März 2004 (Drucksache 16/176) zur Kenntnis genommen. Mit der Erstellung und
Verabschiedung der Integrationskonzeption hatten die Fachressorts Teilziele zu den
einzelnen Schwerpunktbereichen und Handlungsfeldern aufgestellt, die in der lau-
fenden Legislaturperiode umgesetzt werden sollten. Diese Umsetzung wurde halb-
jährlich durch ein Monitoringverfahren beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit,
Jugend und Soziales begleitet. Zur Erstellung des Abschlussberichtes haben die Res-
sorts bzw. die einzelnen Fachbereiche über die erfolgte Umsetzung abschließend
berichtet. Die jeweiligen Stellungnahmen sind in die Planungs- und Controllingbögen
eingeflossen, die dieser Mitteilung beigefügt sind.

Aus dem Bericht lässt sich entnehmen, dass fast alle geplanten Maßnahmen umge-
setzt  wurden  und  damit  ein  hoher  Zielerfüllungsgrad  erreicht  wurde.  Die  erfolg-
reiche Umsetzung wird auf folgende Faktoren zurückgeführt:

• Zunehmende Sensibilisierung der Ressorts und Fachbereiche für die Notwen-
digkeit und Nützlichkeit eines umsetzungsorientierten integrationsfördernden
Handlungskonzeptes,

• Übereinkunft über die Ziele durch frühe Ressort-, Akteurs- und Trägerbeteiligung,

• Befassung der umsetzenden Stellen mit selbst entwickelten Integrationszielen
und

• Verabredung einer ziel- und terminorientierten Umsetzung.

Zu den herausragenden Ergebnissen dieser gezielten Integrationspolitik des Senats
und der Fachressorts gehörten im Berichtszeitraum:

• die erfolgreiche Einführung und Umsetzung der Integrationskurse nach dem Zu-
wanderungsgesetz,

• die Intensivierung der Sprachförderung der Zuwandererkinder in den Kinder-
tageseinrichtungen und die Stärkung der interkulturellen Kompetenz,

• der Ausbau der Fördermaßnahmen für Eltern-, Familien- und Mütterbildungs-
arbeit,

• die  Unterstützung  von  Schülerinnen  und  Schülern  mit  Migrationshintergrund
durch gezielte Sprachförderung und ergänzenden Fördermaßnahmen,

• die umfangreiche Förderung der Erwerbsintegration zugewanderter Frauen und
Männer im Rahmen der EU-Gemeinschaftsinitiative EQUAL mit über 60 Projek-
ten und einem zusätzlichen Fördervolumen von ca. 27 Mio. ‡,

• die Entwicklung und Einführung eines Dolmetscherservices im Gesundheits-
bereich,
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• die  migrantenspezifischen  Angebote  in  den  Stadtteilen  durch  die  Programme
WiN  (Wohnen  in  Nachbarschaften)  und  LOS  (Lokales  Kapital  für  soziale  Zwe-
cke) und

• die Verbesserung der Partizipation durch zunehmende Netzwerkbildung sowie
die Gründung und die Arbeit des Bremer Rates für Integration.

Im Nachstehenden soll über einige herausragende Ergebnisse dieser gezielten In-
tegrationspolitik des Senats und der Fachressorts berichtet werden:

Einführung und Umsetzung der Integrationskurse nach dem Zuwanderungsgesetz

Die Sprachförderung von Zuwanderinnen und Zuwanderer war bundesweit bis zum
31. Dezember 2004 in unterschiedlichen Programmen und für unterschiedliche Ziel-
gruppen auf der Grundlage von verschiedenen Rechtsgrundlagen mit uneinheitlichen
Qualitätsstandards geregelt. Am 1. Januar 2005 trat das Zuwanderungsgesetz in Kraft,
womit erstmalig Integrationsmaßnahmen für Migrantinnen und Migranten auf eine
gesetzliche Grundlage gestellt wurden. Nach dem Grundsatz des „Förderns und For-
derns“ wurden erstmals Rechte und Pflichten klar formuliert. Der Integrationskurs um-
fasst einen Sprachkurs (600 Stunden), in dem die Teilnehmer an ausreichende Kennt-
nisse  der  deutschen  Sprache  herangeführt  werden,  und  einen  Orientierungskurs
(30 Stunden), der zur Vermittlung von Kenntnissen der Rechtsordnung, der Kultur und
der Geschichte in Deutschland dient. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
(BAMF) ist verantwortlich für die Umsetzung der Integrationskurse.

Die ersten Erfahrungen haben gezeigt, dass der Umfang des Sprachkurses für viele
Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Integrationskursen zu gering ist und sie nicht
das für einen erfolgreichen Abschluss erforderliche Sprachniveau erreicht haben. Um
die Integrationschancen zu erhöhen, ist zumindest bei zielgruppenspezifischen Kur-
sen eine Erhöhung der Stundenzahl notwendig. Die Innenminister und -senatoren der
Länder haben deshalb auf Ihrer Konferenz am 4./5. Mai 2006 beschlossen, den Bun-
desminister des Innern zu bitten, auf eine Erhöhung der Anzahl der Unterrichtsstun-
den bei Integrationskursen für die spezielle Zielgruppe der Jugendlichen von 600 auf
900 Stunden hinzuwirken und die Kosten dafür zu übernehmen. Am 16. Februar 2007
hat der Bundesrat eine über den Beschluss der Innenministerkonferenz hinausgehen-
de Entschließung gefasst und die Bundesregierung aufgefordert, die Verordnung über
die Durchführung von Integrationskursen für Ausländer und Spätaussiedler mit der
Maßgabe zu ändern, dass für spezielle Zielgruppen (Jugend- und Elternintegrations-
kurse und Integrationskurse mit Alphabetisierung) die Unterrichtsstunden der Sprach-
kurse auf 900 erhöht werden. Die Umsetzung dieser Entschließung bleibt abzuwarten.

In Bremen wurden 19 und in Bremerhaven sechs Träger durch das BAMF als Inte-
grationskursträger zugelassen. 1.542 Neuzuwanderer/-innen und insgesamt 4.315 be-
reits länger hier lebende Migrantinnen und Migranten wurden in der Zeit vom 1. Ja-
nuar 2005 bis 30. September 2006 in Bremen (Land) zu den Integrationskursen ver-
pflichtet bzw. zugelassen. Dieses somit in Bremen sehr gut angenommene Angebot
der Integrationskurse nach dem Zuwanderungsgesetz wird ergänzt durch niedrig-
schwellige, aus kommunalen und Landesmitteln finanzierten Kursangeboten wie z. B.
„Mama lernt Deutsch“ und im Rahmen anderer Programme wie zum Beispiel durch
„Wohnen in Nachbarschaften (WiN)“ und „Lokales Kapital für soziale Zwecke (LOS)“
sowie durch die Angebote der Bremer Volkshochschule und anderer Träger.

Intensivierung der Sprachförderung der Zuwandererkinder in den Kindertagesein-
richtungen und Stärkung der interkulturellen Kompetenz

Da ein gelungener Spracherwerb zentral für die Bildungs- und Entwicklungschancen
eines Kindes ist, stellt die Sprachförderung einen Schwerpunkt der frühkindlichen
Bildung dar. Die seit Bestehen des so genannten Pisa-Programms entwickelten Maß-
nahmen dienen einerseits der Unterstützung des Spracherwerbs von Kindern, bei de-
nen durch die Sprachstandserhebung ein Förderbedarf festgestellt worden war. Da-
neben verfolgt der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales das
Ziel, Sprachförderung „von Anfang an“ als wichtigen und selbstverständlichen Be-
standteil der pädagogischen Alltagsarbeit der Kindertageseinrichtungen zu verankern
und dafür die sozialpädagogischen Fachkräfte zu qualifizieren.

Wichtige Bausteine des Programms zur Sprachförderung und zur Stärkung der inter-
kulturellen Kompetenz waren im Berichtszeitraum:
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• Sprachstandserhebung: Seit 2003 findet jährlich bei allen fünfjährigen Kindern
eine Sprachstandserhebung in Kindertageseinrichtungen zur Feststellung des
deutschen Sprachstandes statt. Aufgrund einer Veränderung des Schulgesetzes
ist diese inzwischen verbindlich vorgegeben.

• Sprachförderung  in  Fördergruppen:  Aufgrund  der  Erhebungsergebnisse  der
Sprachstandserhebung erhalten seit dem Kindergartenjahr 2003/2004 jährlich
ca. 700 Kinder eine Förderung in Sprachfördergruppen im Umfang von wöchent-
lich drei Stunden. Die Förderung wird jeweils ab September bis zur Einschulung
im Folgejahr in den Kindertageseinrichtungen durchgeführt.

• Ausbildung von „Facherzieherinnen Sprache“: Mit dem Ziel, dass Sprachförde-
rung zum selbstverständlichen Bestandteil der pädagogischen Arbeit in den Ein-
richtungen wird und Kinder mit Sprachförderbedarf bereits ab ihrem ersten Tag
in den Einrichtungen gefördert werden, wird in 2007 zum zweiten Mal berufsbe-
gleitend einjährige Ausbildung zur „Facherzieherin Sprache“ durchgeführt.

• Spielkreise für unter dreijährige Kinder nicht-deutscher Herkunft: Mit dem Ziel,
Kinder mit Migrationshintergrund und ihre Eltern schon vor dem Kindergarten-
besuch an die deutsche Sprache und an die Institution Kindertageseinrichtungen
heranzuführen, werden seit 2003/2004 in verschiedenen Kindertageseinrichtun-
gen unter Einbeziehung der Eltern über einen Zeitraum von jeweils einem Jahr
Spielkreise durchgeführt. Die mittlerweile 14 Spielkreise finden zweimal wöchent-
lich an drei Stunden statt.

• Förderung von interkultureller Kompetenz und interkulturellem Lernen: Neben
der Sprachförderung werden Vorhaben entwickelt und durchgeführt, die eine
interkulturelle Arbeit in den Einrichtungen und die Stärkung der interkulturellen
Kompetenz der Fachkräfte zum Ziel haben. Dazu gehören

— eine einjährige Qualifizierung zum Schwerpunkt „interkulturelle Kompe-
tenz“  im Rahmen des trägerübergreifenden Qualifizierungsprogramms „pro
Kita“,

— bislang  zwei  Kooperationsprojekte  mit  dem  Überseemuseum;  insgesamt
waren daran 15 Kindertageseinrichtungen beteiligt, 30 Erzieher/-innen wur-
den qualifiziert und 150 Kinder waren direkt in die Projektarbeit eingebun-
den; erreicht wurden erheblich mehr Kinder sowie deren Eltern (im Rahmen
der in den Einrichtungen durchgeführten Projekte),

— eine  (von  insgesamt  zehn)  Konsultationskitas  in  Bremen  hat  den  Schwer-
punkt „interkulturelle Kompetenz“; Konsultationskitas haben die Aufgabe,
im Sinne einer kollegialen Beratung andere Einrichtungen zu beraten und
zu qualifizieren.

Ausbau der Fördermaßnahmen für Eltern-, Familien- und Mütterbildungsarbeit

Das Ziel, die Hippy-Gruppen konstant auf 180 Plätze auszuweiten, wurde im Be-
richtszeitraum  erreicht.  Das  Rucksack-Programm  startete  2006  erstmals  an  sechs
Grundschulen mit acht bis 13 Familien pro Standort. Das Programm Opstapje wird seit
2003 an drei Standorten (Hemelingen, Tenever und Lüssum) durchgeführt. Es wer-
den pro Jahr insgesamt 43 deutsche, türkische, polnische, russische, arabische, chine-
sische, serbische und afrikanische Familien erreicht. 2005 wurden die „Mama-lernt-
deutsch“-Kurse  an  das  System  der  Integrationskurse  angeglichen.  Sie  werden  mit
100 Unterrichtsstunden Umfang durchgeführt und nicht mehr mit 80 Unterrichtsstun-
den wie zuvor. Das Programm „Mama lernt deutsch“ entwickelte sich im Berichts-
zeitraum wie folgt:

Bremen 2003 2004 2005 2006

11 Schulen 12 Schulen 12 Schulen 11 Schulen

567 TN 545 TN 327 TN 408 TN

Bremerhaven 2003 2004 2005 2006

4 Schulen 4 Schulen 4 Schulen 5 Schulen
und 3 KTH und 3 KTH und 2 KTH

137 TN 225 TN 212 TN 195 TN
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Im Rahmen des Modellprojektes „Fit für Familie“ wurden im Pilotprojekt des Hauses
der Familie Huchting 2004/2005 mit einem in Grundschulen und Kindertagesein-
richtungen durchgeführten präventiven Elternbildungsprogramm rund 90 Mütter mit
Migrationshintergrund erreicht, die sämtlich vorher an keinem Elternbildungsangebot
teilgenommen hatten.

Von  2003  bis  2006  wurde  für  Eltern  mit  Migrationshintergrund  das  Familienorien-
tierte  Integrationstraining  FIT  entwickelt.  Es  besteht  aus  den  Programmen  FIT-
Migration mit 23 Lerneinheiten zu spezifischen Themen der Migration und FIT-Eltern
mit 25 Lerneinheiten zu Themen der Kindererziehung in der Migration. Zur Qualifi-
zierung von Kursleitern/-innen für FIT-Migration wurde 2004/2005 ein Curriculum
erstellt. In zwei Qualifizierungsdurchgängen konnten insgesamt 30 Kursleiter/-innen
mit türkisch-, russisch-, arabisch-, französisch-, englisch-, persisch- und polnisch-
sprachigem Hintergrund qualifiziert werden. Zur Durchführung von FIT-Migration in
wohnortnahen Kursangeboten wurde ein Handbuch mit Arbeits- und Lehrmaterialien
für  120  Unterrichtstunden  erstellt.  Mit  diesen  Materialien  wurde  den  Kursleitern/
-innen ein klares, kleinschrittiges und praxiserprobtes Curriculum zur Verfügung ge-
stellt.

Im  Programm  FIT-Migration  konnten  bisher  in  34  Kursgruppen  445  Teilnehmer/
-innen erreicht werden. 16 % der Teilnehmenden waren Männer. Über 50 % der teil-
nehmenden Frauen gaben an, im Rahmen der Familienzusammenführung, das heißt
aufgrund einer Heirat mit einem hier lebenden Mann, nach Bremen eingereist zu sein.
Die Teilnehmer/-innen stammten aus über 35 Herkunftsländern, wobei die größte
Gruppe mit fast 40 % aus der Türkei stammte. Die zweitgrößte Gruppe mit ca. 30 %
stammt aus der ehemaligen Sowjetunion. Der Rest verteilt sich auf unterschiedliche
Länder wie z. B. Iran, Polen, Togo, Nigeria, Libanon, Syrien, Irak und andere.

Eine Auswertung auf der Grundlage von Abschlussinterviews mit 220 Teilnehmern/
-innen ergab, dass über 85 % der Teilnehmer/-innen durch das Programm selbst-
bewusster und damit auch entscheidungs- und handlungsfreudiger geworden sind.
Aus mehr als 72 % der Angaben wurde deutlich, dass die Teilnehmer/-innen sich nun
in Bremen heimischer fühlen und auch aktiver wurden. Bei ca. 75 % der Teilnehmer/
-innen haben die Inhalte des Programms dazu beigetragen, die Familiendynamik in
ihren Familien maßgeblich positiv zu beeinflussen. Für FIT-Eltern wurde bis Ende 2006
ein Curriculum erstellt; zurzeit werden 20 Kursleiter/-innen zur Durchführung der In-
halte von FIT-Eltern geschult.

Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund durch
gezielte Sprachförderung und ergänzenden Fördermaßnahmen

Der Anteil von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund liegt in Bremen
im Vergleich zum Bundesdurchschnitt überdurchschnittlich hoch und wird in den
nächsten Jahren weiter steigen. Die Verbesserung der schulischen Situation von Schü-
lerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund ist aus diesem Grund allein durch
gezielte Fördermaßnahmen nicht zu erreichen, sondern stellt eine Querschnittsauf-
gabe des gesamten Bildungsbereichs dar. Der Senator für Bildung und Wissenschaft
versteht dies als Aufgabe aller Lehrerinnen und Lehrer und aller Fächer. Neben dem
Erwerb der deutschen Sprache anerkennt der Senator für Bildung und Wissenschaft
die Bedeutung der Mehrsprachigkeit für alle Kinder und Jugendlichen.

Zur Systematisierung schulischer wie außerschulischer Präventions- und Förderange-
bote für Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund lässt sich der Senator für
Bildung und Wissenschaft in der Planung und Durchführung von Präventionsmaß-
nahmen von der Leitidee leiten, dass sämtliche Maßnahmen der primären, sekundä-
ren und tertiären Prävention aufeinander abgestimmt und in die Maßnahmen zur
Qualitätsentwicklung von Schulen eingebettet sind.

Durch die Maßnahmen des Senators für Bildung und Wissenschaft erhalten Kinder
und Jugendliche mit Migrationshintergrund über die normalen Unterrichtsangebote
hinaus Hilfestellungen und Entfaltungsmöglichkeiten, damit sie sich ihren Vorausset-
zungen entsprechend optimal entwickeln können. Die Maßnahmen des Senators für
Bildung und Wissenschaft umfassen umfeldbezogene und personenbezogene Maß-
nahmen.

Zu den Maßnahmen gehören:

— Vorkurse,

— Angebote des muttersprachlichen Unterrichts,
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— Sommercamps,

— Projekte zur Verbesserung der Elternpartizipation,

— Mercator-Förderunterricht,

— START-Stipendiaten-Programm,

— Ostercamps,

— Sinti- und Romaförderung,

— Beteiligung an BLK-Projekten,

— sozialintegrative Maßnahmen.

Die Vielzahl von Maßnahmen mit erheblichem Mitteleinsatz zur Förderung von Kin-
dern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund werden weiter systematisch aus-
gebaut; hier kommt insbesondere der Koordinierung ressortübergreifender Maßnah-
men eine hohe Bedeutung zu.

Förderung der Erwerbsintegration zugewanderter Frauen und Männer im Rahmen
der EU-Gemeinschaftsinitiative EQUAL

Die „Konzeption zur Integration von Zuwanderern und Zuwanderinnen im Lande
Bremen 2003 bis 2007“ und ihre Vorgängerin haben maßgeblich dazu beigetragen,
dass zusätzliche Drittmittel aus dem Europäischen Sozialfonds für die Erwerbsinte-
gration zugewanderter Frauen und Männer im Land Bremen akquiriert werden konn-
ten. Insgesamt wurden sechs Anträge für Equal-Mittel aus dem ESF gestellt. In jedem
Antrag war die Bedeutung der „Konzeption(en) zur Integration von Zuwanderern und
Zuwanderinnen im Lande Bremen“ für die Begründung des Förderumfangs von gro-
ßer Bedeutung. Fünf Anträge mit einem Gesamtvolumen von ca. 27 Mio. ‡ wurden
vom BMAS bewilligt. Der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Sozia-
les ist damit europaweit der erfolgreichste Antragsteller in dem ESF-Programm Equal.
Im Programm Equal werden umfangreiche Netzwerke mit jeweils vielen Projekten
bewilligt. Die fünf Bremer Equal-Netzwerke beinhalten mehr als 60 Projekte für die
Erwerbsintegration zugewanderter Frauen und Männer. Durch die Projekte konnten
bzw. können im Zeitraum 2001 bis 2007 mehrere Tausend Bremerinnen und Bremer
mit Migrationshintergrund erreicht werden.

Allein in der ersten Förderphase wurden insgesamt 3.322 Teilnehmer und Teilneh-
merinnen erreicht. Der Frauenanteil lag bei 58,5 %. Obwohl die Arbeitslosenquote bei
Migrantinnen  und  Migranten  mit  29,6  %  (2/2007,  Land  Bremen)  überproportional
hoch ist, haben sechs Monate nach Maßnahmeaustritt fast 20 % der Teilnehmerinnen
und Teilnehmer eine Beschäftigung im ersten Arbeitsmarkt gefunden. Durch die Im-
plementierung von Empowerment- und Diversity-Management-Strategien in der Um-
setzung der Equal-Netzwerke in Bremen und Bremerhaven wurden wichtige Impulse
für die zukünftige Umsetzung von Bildungs- und Qualifizierungsmaßmahmen gege-
ben. Ab 2007/2008 wird der Equal-Ansatz im regulären Europäischen Sozialfonds
fortgeführt. Somit ist im Land Bremen gewährleistet, dass zugewanderte Frauen und
Männer auch zukünftig eine wichtige Zielgruppe regionaler Arbeitsmarktpolitik sind.

Entwicklung und Einführung eines Dolmetscherservices im Gesundheitsbereich

Der Dolmetscherdienst Bremen ist im Jahr 2005 aus einer gemeinsamen Initiative des
Gesundheitsamtes Bremen, REFUGIO e. V. (Psychosoziales Zentrum für Flüchtlinge
und Folterüberlebende) und dem Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und
Soziales entstanden. Für den Dolmetscherdienst, der beim Gesundheitsamt Bremen
angesiedelt ist, hat das Ressort eine Anschubfinanzierung für das Jahr 2005 übernom-
men. Für die kontinuierliche Entwicklung war der Aufbau einer Datenbank erforder-
lich, die abrufbereite Dolmetscherinnen und Dolmetscher in ca. 30 Sprachen beinhal-
tet. Die – zumeist muttersprachlichen – Dolmetscher/-innen verfügen über sehr gute
Kenntnisse der Kultur fremdsprachiger Patienten und Patientinnen. Deshalb gelingt
ihnen sowohl die Sprach- als auch die Kulturvermittlung. Sie sind oder werden durch
Fortbildungen für ihre Einsätze und ihre Verpflichtung zur Neutralität hin besonders
geschult und unterliegen der Schweigepflicht. Weitere Informationen sind einem ver-
öffentlichten Faltblatt zu entnehmen.

Seit Einführung des Dolmetscherdienstes (November 2005) wurden mehr als 150 Ein-
sätze vermittelt. Die benötigten Sprachen sind sehr vielfältig, wobei an erster Stelle
Türkisch und Russisch stehen. Die Auftraggeber sind vor allem Gesundheitsein-
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richtungen,  wie  zum  Beispiel  Krankenhäuser,  der  öffentliche  Gesundheitsdienst,
psychiatrische  Behandlungszentren,  aber  auch  das  Amt  für  Soziale  Dienste.  Trotz
enger finanzieller Spielräume und angespannter personeller Ressourcen führt das
Gesundheitsamt den Dolmetscherdienst weiter, weil diese Dienstleistung in den Fäl-
len notwendig ist, in denen es um besondere medizinische Diagnosestellungen und
therapeutische Fragen geht, zu deren Verständnis auch eine intensive Teilnahme an
Sprach- und Integrationskursen nicht ausreichend ist.

Migrantenspezifische Angebote in den Stadtteilen durch die Programme WiN (Woh-
nen in Nachbarschaften) und LOS (Lokales Kapital für soziale Zwecke)

Über das Programm WiN wurde im Berichtszeitraum ein hoher Anteil migranten-
spezifischer Projekte in den Bereichen Sprachförderung, Elternbildung, Beratung,
Bildung, Kultur, Sport, Musik und Bürgeraktivierung gefördert. Grundsätzlich sind
alle aus den Programmen finanzierten Projekte offen für alle Bewohnerinnen und
Bewohner der Quartiere. Innerhalb der letzten sechs Jahre wurden insgesamt 1.400
Projekte gefördert. Handlungsfelder sind wirtschaftliche Effekte und regionale Öko-
nomie, Bildung, Qualifizierung und Beschäftigung, gemeinwesenbezogene Präven-
tion und Integration, soziale und kulturelle Netzwerke, Förderung von Eigeninitiative
und Selbstorganisation. Zielgruppen sind Migrantinnen und Migranten, Kinder, Ju-
gendliche, Eltern, Bewohner allgemein. Die Projektvielfalt reicht vom Sprachkurs, über
Feste und Treffpunkte bis zur türkischen Erziehungsberatung und Elternschule. In den
Programmen LOS (Bund und Land) wurden ebenfalls eine hohe Anzahl von Projek-
ten speziell für Migrantinnen und Migranten konzipiert. Schwerpunktbereiche sind
der Einstieg Jugendlicher in den Beruf, Sprachförderung und Alphabetisierung, EDV-
Qualifizierung und Elternbildungsprogramme. Das Programm wurde im Jahr 2004/
2005 evaluiert.

Verbesserung der Partizipation durch zunehmende Netzwerkbildung sowie durch
die Gründung und die Arbeit des Bremer Rates für Integration

Das Netzwerk für Zuwanderinnen und Zuwanderer im Lande Bremen hat in den
vergangenen Jahren weiteren Zulauf durch Träger und Aktive aus der Integrations-
arbeit erhalten. Während am 1. Januar 2003  15 Träger und Institutionen Mitglied des
Netzwerkes waren, hat sich diese Zahl auf 24 Mitgliedsorganisationen bis zum 31. De-
zember  2006  gesteigert.  Die  sieben  bis  acht  jährlichen  Sitzungen  werden  nicht
nur von den Mitgliedern besucht, sondern auch von einer Vielzahl von Gästen, sei es
von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen von Initiativen und/oder Vereinen oder auch
von interessierten Bürgern. In Bremerhaven hat sich ebenfalls ein städtisches Netz-
werk gebildet, an dem über 20 Trägerorganisationen beteiligt sind; das Bremerha-
vener Netzwerk ist auch im Netzwerk des Landes Bremen vertreten.

Auf der Grundlage der „Konzeption zur Integration von Zuwanderern und Zuwan-
derinnen im Lande Bremen 2003 bis 2007“ wurde durch Beschluss der Deputation für
Soziales, Jugend, Senioren und Ausländerintegration vom 16. Dezember 2004 ein Bre-
mer Rat für Integration eingerichtet. Das Ziel der Arbeit des Bremer Rates für Integra-
tion sollte darin bestehen, einen Beitrag zur Stärkung der Integration von Zuwande-
rern und Zuwanderinnen als bedeutsame gesellschaftliche Aufgabe zu leisten und zu
einer verstärkten Zusammenarbeit aller bremischen Akteure der Integrationspolitik
und -arbeit beizutragen. Im Bremer Rat sind 28 Akteure aus den Bereichen religiöse
Gemeinschaften, Sport und Jugendarbeit, Arbeitsmarkt, Bildung und Weiterbildung,
Wohlfahrtsverbände, Kultur, Wissenschaft und Forschung, Medien und Flüchtlings-
organisationen sowie Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus der Stadtgemeinde Bre-
merhaven und Gewählte aus dem Kreis der in der Stadtgemeinde Bremen lebenden
Migrantinnen und Migranten vertreten. Der Bremer Rat für Integration hat im Berichts-
zeitraum umfangreich und erfolgreich Aufgaben durch die Erarbeitung von Stellung-
nahmen zu integrationspolitischen Fragen und Vorhaben, durch die Begleitung der
Umsetzung der Integrationskonzeption, durch die Förderung der Zusammenarbeit der
bremischen Akteure der Integrationspolitik und der Institutionen, die den Integrations-
prozess maßgeblich begleiten sowie durch die Initiierung, Organisation und Beglei-
tung von interkulturellen Veranstaltungen sowie durch die Einrichtung eines Bremer
Förderpreises für Integrationsarbeit wahrgenommen.

Der Senat hat in seiner „Konzeption zur Integration von Zuwanderern und Zuwan-
derinnen im Lande Bremen 2003 bis 2007“ Handlungsfelder, Schwerpunkte und Ziele
bremischer Integrationspolitik formuliert, deren Planung, Steuerung und Umsetzung
im Verantwortungsbereich der jeweils zuständigen Fachressorts liegen sollte. Diese
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Aufgabe wurde ziel- und ergebnisorientiert gestaltet und, wie der Abschlussbericht
zeigt, überaus erfolgreich wahrgenommen. Nach Auffassung des Senats sollte daher
auch in der nächsten Legislaturperiode eine Integrationskonzeption für das Land Bre-
men erstellt und verabschiedet werden.

Anlage

Konzeption zur Integration von Zuwanderern und Zuwanderinnen im Lande Bremen,
Abschlussbericht, Planungs- und Controllingbögen zum Stand 12/2006



— 8 —

mmmm

mmmmm



— 9 —



— 10 —



— 11 —



— 12 —



— 13 —



— 14 —



— 15 —



— 16 —



— 17 —



— 18 —



— 19 —



— 20 —



— 21 —



— 22 —



— 23 —



— 24 —



— 25 —



— 26 —



— 27 —



— 28 —



— 29 —



— 30 —



— 31 —



— 32 —



— 33 —



— 34 —



— 35 —



— 36 —



— 37 —



— 38 —



— 39 —



— 40 —



— 41 —



— 42 —



— 43 —



— 44 —



— 45 —



— 46 —



— 47 —



— 48 —



— 49 —



— 50 —



— 51 —



— 52 —



— 53 —



— 54 —



— 55 —



— 56 —



— 57 —



— 58 —



— 59 —



— 60 —



— 61 —



— 62 —



— 63 —



— 64 —



— 65 —



— 66 —



— 67 —



— 68 —



— 69 —



— 70 —



— 71 —



— 72 —



— 73 —



— 74 —



— 75 —



— 76 —



— 77 —



— 78 —



— 79 —



— 80 —



— 81 —



— 82 —



— 83 —



— 84 —



— 85 —



— 86 —



— 87 —



— 88 —



— 89 —



— 90 —



— 91 —



— 92 —



— 93 —



— 94 —



— 95 —



— 96 —



— 97 —



— 98 —



— 99 —



— 100 —



— 101 —



— 102 —



— 103 —



— 104 —



— 105 —



— 106 —



— 107 —



— 108 —



— 109 —



— 110 —



— 111 —



— 112 —



— 113 —



— 114 —



— 115 —



— 116 —



— 117 —



— 118 —



— 119 —



— 120 —



— 121 —



— 122 —



— 123 —



— 124 — Druck: Anker-Druck Bremen


